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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Umsatzsteuerrechtliche Beurteilung von Kartellschadensersatz 

Am 17. Oktober 2024 hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ein 
Schreiben zur umsatzsteuerrechtliche Beurteilung von Kartellschadensersatz 
veröffentlicht. 

Der UStAE in Abschnitt 1.3 Abs. 9 wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 3 wird der Punkt am Satzende durch ein Semikolon 
ersetzt 

2. Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 angefügt: 

"Zahlungen von Vergleichsbeträgen des Schädigers an den Geschädigten 
zum Ausgleich eines Kartellschadens (Kartellschadensersatz).“ 

Anwendung 

Die Grundsätze des Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Für Zahlungen von Kartellschadensersatz vor dem 1. Januar 2025 wird es nicht 
beanstandet, wenn der Zahlungsverpflichtete und der Zahlungsempfänger 
einvernehmlich von einer Entgeltminderung i. S. d. § 17 UStG ausgehen, sofern 
korrespondierend die erforderliche Vorsteuerkorrektur vorgenommen wird. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 8. Oktober 2024, III C 2 - S 7100/19/10004 :006. 

 

Bundesrat stimmt Bürokratieentlastungsgesetz zu 

Der Bundesrat hat am 18. Oktober 2024 dem „Vierten Gesetz zur Entlastung der 
Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von Bürokratie“ 
zugestimmt. Der Bundestag hatte das Gesetz am 26. September 2024 
verabschiedet. 

Zu den beschlossenen Maßnahmen gehören unter anderem: 

• kürzere Aufbewahrungsfristen für Buchungsbelege - diese 
müssen nur noch acht statt bisher zehn Jahre aufbewahrt 
werden, 

• eine zentrale Vollmachtsdatenbank für Steuerberater, so dass 
Arbeitgeber ihren Steuerberatern nicht mehr schriftliche 
Vollmachten für die jeweiligen Sozialversicherungsträger 
ausstellen müssen, 

• keine Hotelmeldepflicht mehr für deutsche Staatsangehörige, 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-10-08-kartellschadensersatz.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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• mehr digitale Rechtsgeschäfte per E-Mail, SMS oder 
Messenger-Nachricht ohne das Erfordernis einer eigenhändigen 
Unterschrift, 

• digitale Arbeitsverträge, so dass Arbeitgeber auch per E-Mail 
über die wesentlichen Vertragsbedingungen informieren können 
- dies hatte der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 26. 
April 2024 zum ursprünglichen Regierungsentwurf gefordert, 

• Erleichterungen bei Hauptversammlungen börsennotierter 
Unternehmen, indem zukünftig die Unterlagen online zur 
Verfügung gestellt werden können sowie 

• digitale Steuerbescheide. 

Ausfertigung und Verkündung 

Das Gesetz kann nun ausgefertigt und verkündet werden. Es tritt zu einem 
großen Teil am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Quartals in Kraft. 

Fundstelle 

BundesratKOMPAKT, Meldung vom 18. Oktober 2024. 
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 24. Oktober 2024 

 
 
Während die unentgeltliche Übertragung eines verpachteten 
Gewerbebetriebs unter Beachtung der Voraussetzungen einer 
Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen unter § 7 Abs. 
1 EStDV (seit 1999 § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG) fällt, greift diese Norm 
bei der unentgeltlichen Übertragung eines verpachteten 
Gewerbebetriebs unter Vorbehalt des Nießbrauchs nicht ein 
(Bestätigung der Rechtsprechung, vgl. BFH, Urteil vom 25.01.2017 
- X R 59/14, BStBl II 2019, 730, Rz 40). Die unentgeltliche 
Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs unter Vorbehalt 
des Nießbrauchs führt beim Übertragenden im Fall der Fortführung 
der gewerblichen Verpachtungstätigkeit nicht zu einer 
steuerbegünstigten Betriebsaufgabe nach § 16 Abs. 3 Satz 1 
EStG, sondern zur Entnahme der übertragenen Wirtschaftsgüter.  
Zum Urteil 
 
 
Dem Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland 
betreffend eine Entschädigung für die Auflösung eines 
Dienstverhältnisses nach Art. 13 Abs. 1 DBA-Frankreich 
1959/2001 steht ‑jedenfalls, soweit die Abfindung auf die Zeit 
entfällt, in der der (damals unbeschränkt steuerpflichtige) 
Arbeitnehmer im Inland gewohnt und gearbeitet hat‑ die 
sogenannte Grenzgängerregelung des Art. 13 Abs. 5 DBA-
Frankreich 1959/2001 nicht entgegen. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Die Anforderung unter anderem von Mietverträgen durch das 
Finanzamt (FA) beim Vermieter (Steuerpflichtigen) nach § 97 der 
Abgabenordnung muss die Vorgaben der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) beachten. Eine Einwilligung der Mieter 
in die Weitergabe an das FA ist nicht erforderlich, weil die 
Verarbeitung nach Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. c DSGVO 
gerechtfertigt ist. Die Übersendung der Mietverträge an das FA ist 
als Zweckänderung nach Art. 6 Abs. 4 DSGVO regelmäßig 
zulässig. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil IV R 1/20: Zu den 
Besteuerungsfolgen 
der unentgeltlichen 
Übertragung eines 
verpachteten 
Gewerbebetriebs 
entweder gegen 
Versorgungsleistungen 
oder unter Vorbehalt 
des Nießbrauchs 
 
8. August 2024 
 

Urteil VI R 52/20: 
Besteuerung von 
Abfindungen nach 
dem DBA-Frankreich 
1959/2001 – 
Grenzgängerregelung 
 
 
 
 
 
1. August 2024 
 

 

 
Urteil IX R 6/23: 
Anforderung von 
Unterlagen durch die 
Finanzbehörde 
 
 
 
 
 
 
 
13. August 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450156/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410181/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Zur Anwendung abkommensrechtlicher Aktivitätsvorbehalte auf 
ausländische Betriebsstätteneinkünfte 
Sieht eine abkommensrechtliche "Switch over"-Klausel vor, dass die Anwendung 
der Freistellungsmethode bei Betriebsstätteneinkünften unter einem 
Aktivitätsvorbehalt steht und wird hierfür auf § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 AStG 
verwiesen, erfüllen ausländische Betriebsstätten das dortige Tatbestandsmerkmal 
"ausländische Gesellschaft". Die Verweisung betrifft nicht nur die Regelung der 
aktiven (Grund-)Tätigkeiten, sondern bezieht die in § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 AStG 
vorgesehenen Einschränkungen ein (hier: Mitwirkung eines gemäß § 7 AStG an 
der Gesellschaft beteiligten, unbeschränkt Steuerpflichtigen an der Dienstleistung 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a AStG). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten darüber, ob für im Jahr 2004 (Streitjahr) erzielte Einkünfte 
aus ausländischen Betriebsstätten unter Berücksichtigung abkommensrechtlicher 
Aktivitätsvorbehalte und § 20 Abs. 2 des Außensteuergesetzes in der für das 
Streitjahr geltenden Fassung (AStG) die Freistellungs- oder die 
Anrechnungsmethode anzuwenden ist. 
Die Klägerin (eine in Deutschland ansässige GmbH) unterhielt in Russland und 
Rumänien Betriebsstätten, in denen Dienstleistungen erbracht wurden. In den 
Betriebsstätten wurde u.a. auch der zu mehr als zur Hälfte beteiligte 
Gesellschafter der Klägerin eingesetzt. 
Aufgrund der jeweiligen Doppelbesteuerungsabkommen, die beide einen 
Aktivitätsvorbehalt unter Hinweis auf § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 AStG enthielten, 
versagte die Finanzverwaltung die Freistellung der Betriebsstätteneinkünfte. 
Hiergegen wandte sich die Klägerin. Eine Freistellung sollte sich – so die Klägerin 
– aus § 20 Abs. 2 Satz 2 AStG ergeben, der für Einkünfte nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 
Buchst. a) AStG eine Rückausnahme vom „Switch Over“ nach § 20 Abs. 2 Satz 1 
AStG anordnet. 
Die Klage vor dem Sächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht ist rechtsfehlerfrei davon ausgegangen, dass im Streitfall 
aufgrund der abkommensrechtlichen Aktivitätsvorbehalte des DBA-Russland und 
des DBA-Rumänien nicht die Freistellungs-, sondern die Anrechnungsmethode 
anwendbar ist. 
Sieht eine abkommensrechtliche "Switch over"-Klausel vor, dass die Anwendung 
der Freistellungsmethode bei Betriebsstätteneinkünften unter einem 
Aktivitätsvorbehalt steht und wird hierfür auf § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 AStG 
verwiesen, erfüllen ausländische Betriebsstätten das dortige Tatbestandsmerkmal 
"ausländische Gesellschaft". 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228663/anwendbarkeit-von-20-abs.-2-satz-2-astg-wenn-das-massgebliche-dba-eigene-aktivitaetsklauseln-fuer-betriebsstaetteneinkuenfte-enthaelt/
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Die Verweisung betrifft nicht nur die Regelung der aktiven (Grund-)Tätigkeiten, 
sondern bezieht die in § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 AStG vorgesehenen 
Einschränkungen ein (hier: Mitwirkung eines gemäß § 7 AStG an der Gesellschaft 
beteiligten, unbeschränkt Steuerpflichtigen an der Dienstleistung nach § 8 Abs. 1 
Nr. 5 Buchst. a AStG). 
Die (Rück-)Ausnahme des § 20 Abs. 2 Satz 2 AStG i.d.F. des 
Jahressteuergesetzes 2010 (JStG 2010), die als Rechtsfolge die Beibehaltung 
der Freistellungsmethode vorsieht, kommt nicht zur Anwendung, wenn ein 
Wechsel der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode nicht aus § 20 Abs. 2 AStG 
bzw. § 20 Abs. 2 Satz 1 AStG i.d.F. des JStG 2010, sondern bereits aus der 
Anwendung einer abkommensrechtlichen "Switch over"-Klausel folgt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 3. Juli 2024 (I R 4/21), veröffentlicht am 17. Oktober 2024. 
 
Schädliche Mitvermietung einer Betriebsvorrichtung im Rahmen der 
erweiterten Gewerbesteuerkürzung 
Bei einer Paletten-Förderanlage in einer 2-geschossigen Lagerhalle, in der bereits 
ein Lastenaufzug vorhanden ist, handelt es sich um eine Betriebsvorrichtung, 
deren Mitvermietung die erweiterte Kürzung gem. § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 
ausschließt. Dies hat das Finanzgericht Hamburg in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Im Streit stand die Anwendung der sog. erweiterten Gewerbesteuerkürzung gem. 
§ 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG im Fall der Vermietung einer Lagerhalle. 
Die Klägerin vermietete drei miteinander verbundene Lagerhallen, von denen eine 
eingeschossig und zwei weitere Lagerhallen zweigeschossig sind. Die 
zweigeschossigen Lagerhallen verfügen sowohl über einen Lastenaufzug als 
auch eine Paletten-Förderanlage. 
Das Finanzamt versagte aufgrund der Mitvermietung der Paletten-Förderanlage 
die erweiterte Gewerbesteuerkürzung, wogegen die Klägerin Klage erhob. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Hamburg wies die Klage ab, da die Klägerin 
Betriebsvorrichtungen vermiete und deren Mitvermietung nicht ausnahmsweise 
kürzungsunschädlich sei. 
Insbesondere sei die Mitvermietung der Paletten-Förderanlage kein 
unschädliches Nebengeschäft, da sie kein zwingend notwendiger Teil einer 
wirtschaftlich sinnvoll gestalteten eigenen Grundstücksverwaltung und -nutzung 
sei. 
Die Rechtsprechung des BFH setze das Merkmal „zwingend notwendig“ mit 
„unentbehrlich“ gleich, wobei die Unentbehrlichkeit anhand der Marktlage für 
vergleichbare Grundstücke festzustellen und bereits zu verneinen sei, wenn die 
Grundstücksverwaltung und -nutzung zu etwa gleichen Bedingungen auch ohne 
dieses Nebengeschäft hätte durchgeführt werden können. 
Das Gericht folgte den Ausführungen des Sachverständigen, wonach die 
Marktmiete für die nicht ebenerdigen Flächen ohne Vorhandensein der Paletten-
Förderanlage rund 15% unter der ebenerdigen Marktmiete liegen würde und 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410178/
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ZUM SEMINAR 

schloss daraus, dass die Paletten-Förderanlagen für die Grundstücksnutzung 
nicht unentbehrlich seien, sondern aufgrund der erhöhten 
Umschlagsmöglichkeiten den Mietwert für die nicht ebenerdigen Flächen - 
lediglich moderat - erhöhen würden. 
Fundstelle 
Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 15. Mai 2024 (2 K 76/22); rkr., siehe den 
Newsletter 3/2024 des Finanzgerichts. 
 

Business Meldungen 
 
Nachweis des materiellen Anreizeffekts: Warum die EU-Kommission Ungarns 
Beihilfen für ein neues Automobilwerk ablehnte 
  
Die EU-Kommission hat mit ihrem Beschluss vom 11. Juni 2024 (SA.63470 - LIP - 
Regional investment aid to Rubin NewCo 2021 Kft.) festgestellt, dass die 
beabsichtigte Beihilfe Ungarns zugunsten der GKN Automotive Kft. (nachfolgend 
„GKN“), vorher Rubin NewCo Kft., nicht mit den Leitlinien für Regionalbeihilfen 
2014, ABl. C 209/1 sowie den Leitlinien für Regionalbeihilfen 2022, ABl. C 153/1 
(nachfolgend gemeinsam „Regionalleitlinien“) vereinbar ist. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Aktuelle Steuerthemen für deutsche 
Investments ausländischer Konzerne 
Präsenzveranstaltung, 18.11.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/steuerthemen
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/245646/nachweis-des-materiellen-anreizeffekts-warum-die-eu-kommission-ungarns-beihilfen-fuer-ein-neues-automobilwerk-ablehnte/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
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Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
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30625 Hannover 
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